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F0000 
 

Allgemeine  Feuerversicherungs-Bedingungen (AFB) 
 

Fassung 1984 
 

ALLGEMEINER TEIL 
 

Auf die Versicherung finden die Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen für die Sachversicherung (ABS) Anwendung. 
 

BESONDERER TEIL 
 
 
 

Artikel  1 
Versicherte Gefahren und Schäden 

 
(1) Der Versicherer gewährt nach Maßgabe der nach-
folgenden Bestimmungen Versicherungsschutz gegen 
Schäden durch Brand, Blitzschlag und Explosion (siehe 
jedoch Abs. 7 lit. a). 
 
(2)  Als Brand gilt ein Feuer, das ohne einen bestim-
mungsmäßigen Herd entsteht oder ihn verläßt und sich 
aus eigener Kraft auszubreiten vermag (Schadenfeuer). 
 
Nicht als Brand gilt und der Versicherer haftet daher 
nicht, wenn 
a) versicherte Sachen dadurch zerstört oder beschädigt 

werden, daß sie (z.B. beim Bügeln, Trocknen, 
Räuchern, Rösten, Kochen, Braten u.dgl.) der 
Einwirkung des Feuers, des Rauches oder der Wärme 
ausgesetzt werden oder daß sie in einen Feuerherd 
(Ofen, Herd u.dgl.) fallen oder geworfen werden; 

b) der Schaden durch ein Feuer hervorgerufen wird, das 
sich nicht selbst auszubreiten vermag (z.B. Seng-
schäden durch Beleuchtungs- oder Beheizungs-
körper, brennenden Tabak, glühende Kohlenstücke 
u.a.m.) oder 

c) versicherte elektrische Maschinen, Apparate oder 
Einrichtungen durch die Energie des elektrischen 
Stromes, sei es mit oder ohne Lichterscheinungen, 
beschädigt oder zerstört werden. 

 
Geraten jedoch durch die unter lit. a und c genannten 
Ursachen andere versicherte Sachen in Brand, so haftet 
der Versicherer für den an diesen anderen versicherten 
Sachen entstehenden Schaden. 
 
(3)  Als Blitzschlagschäden gelten nur solche Schäden, 
die 
a) an den versicherten Gebäuden oder an im Freien 

befindlichen versicherten beweglichen Sachen durch 
die Kraft- oder Wärmewirkung des in sie einschla-
genden Blitzes entstehen, bzw. 

b) an den in einem Gebäude befindlichen versicherten 
Sachen durch die Wirkung des Blitzschlages hervor-
gerufen werden, sofern am Gebäude die unter lit.  a 
genannten schädigenden Wirkungen des Blitzes ent-
standen sind.  

 
Bei versicherten elektrischen Maschinen, Apparaten und 
Einrichtungen haftet der Versicherer aber keinesfalls für 
Schäden, die durch Überspannungen bzw. durch Induk-
tion entstanden sind. Der  Versicherer haftet jedoch, 

wenn andere versicherte Sachen durch einen aus vor-
stehenden Ursachen entstehenden Brand beschädigt oder 
zerstört werden. 
 
(4)  Als Explosion gilt eine auf dem Ausdehnungs-
bestreben von Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich 
verlaufende Kraftäußerung. Eine Explosion eines Behäl-
ters (Kessel, Rohrleitungen u.a.) liegt nur vor, wenn seine 
Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, daß 
ein plötzlicher Ausgleich des Druckunterschiedes 
innerhalb und außerhalb des Behälters stattfindet. 
 
Nicht als Explosion gilt und der Versicherer haftet daher 
nicht, wenn versicherte Sachen durch Schleuder-bruch 
(Fliehkraftschaden), Wasserschlag (insbesondere an 
Dampfmaschinen), Rohrreißer oder andere mecha-nische 
Betriebsauswirkungen beschädigt oder zerstört werden. 
Ebenso sind Schäden, die an Verbrennungs-
kraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum (Zylin-
der des Motors) auftretenden Explosionen sowie Schä-
den, die an elektrischen Leistungsschaltern (z.B. Öl-, 
Druckluft-, Druckgasschalter u.dgl.) durch den in ihnen 
bereits vorhandenen oder sich bildenden Gasdruck 
entstehen, von der Versicherung ausgeschlossen. 
 
(5)  Der Versicherer ersetzt den Wert bzw. die Wert-
minderung der zerstörten oder beschädigten versicherten 
Sachen, wenn diese Zerstörung oder Beschädigung 
a) auf der unmittelbaren Einwirkung der in Abs. 1 

genannten Schadenereignisse beruht, oder 
b) die unvermeidliche Folge eines solchen Ereignisses 

ist, oder 
c) bei dem Brande durch Löschen, Niederreißen oder 

Ausräumen verursacht wird. 
 
(6)  Außerdem ersetzt der Versicherer 
a) den Wert der versicherten Sachen, die bei einem der 

in Abs. 1 genannten Schadenereignisse abhanden 
gekommen sind [siehe jedoch Art. 2 (2)], 

b) Aufwendungen des Versicherungsnehmers im 
Schadenfall nach Maßgabe des Art. 6, 

c) durch Absturz und Anprall von bemannten 
Luftfahrzeugen, deren Teile und Ladung entstandene 
Zertrümmerungsschäden, 

d) Schäden durch Mietverlust bei Wohngebäude-
versicherungen. Gilt nur bei Versicherung des Bau-
wertes [Art. 2 (3)]. 

 
Wird durch den Schadenfall ein versichertes Gebäude so 
beschädigt, daß der Mieter einer darin befindlichen 
Wohnung den Mietzins kraft Gesetzes oder nach dem 
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Mietvertrag ganz oder teilweise verweigern darf, so 
ersetzt der Versicherer den dadurch entgehenden 
Mietzins. 
Wird die Wohnung, die der Versicherungsnehmer in dem 
versicherten Gebäude selbst bewohnt, durch den 
Schadenfall ganz oder teilweise unbenützbar, so ersetzt 
der Versicherer den Mietwert der unbenützbar gewor-
denen Räume, insoweit nicht dem Versicherungsnehmer 
die Beschränkung auf den etwa benützbar gebliebenen 
Teil der Wohnung zugemutet werden kann. 
Als Mietwert gilt der gesetzliche oder ortsübliche Miet-
zins für Wohnungen gleicher Art, Größe und Lage. 
Die Entschädigung des Mietwertes wird auf den dem 
Versicherungsnehmer nachweisbar erwachsenen Scha-
den beschränkt. 
Der Mietzins oder der Mietwert wird nur bis zum Schluß 
des Monats gewährt, in dem die Wohnung wieder 
benutzbar geworden ist, längstens bis zum Ab-lauf von 6 
Monaten nach dem Eintritt des Schadenfalles. Die 
Entschädigung wird nur insoweit geleistet, als der 
Versicherungsnehmer die Wiederinstandsetzung der 
Räume nicht schuldhaft verzögert. 
Wenn die Versicherungssumme für das Wohngebäude 
niedriger ist als der Ersatzwert, wird nur der entspre-
chende Teil des Mietzinses oder des Mietwertes ersetzt 
(Art. 7). 
 
(7)  Nur auf Grund besonderer Vereinbarung haftet der 
Versicherer 
a) bei Versicherung von industriellen und gewerblichen 

Anlagen für Schäden durch Explosion von Spreng-
stoffen; für Schäden, die durch Sprengstoff-
explosionen verursacht werden, die auf benachbar-
ten, nicht der Verfügung des Versicherungsnehmers 
unterliegenden Anlagen eintreten, bedarf es einer 
Vereinbarung hinsichtlich des Hafttungseinschlusses 
nur für den Fall, daß der Versicherungsnehmer vom 
Vorhandensein oder der Verwendung der Spreng-
stoffe gewußt hat oder wissen mußte, 

b) für den Entgang an Gewinn (siehe aber Abs. 6 lit. d), 
c) für Aufräumungskosten, Abbruchkosten, Feuerlösch-

kosten, Demontage- und Remontagekosten, die dem 
Versicherungsnehmer im Schadenfalle entstehen. Im 
Schadenfall werden die hiefür entstandenen Kosten 
bis zur Höhe der hiefür in der Polizze angegebenen 
Versicherungssumme voll ersetzt. 

In die Versicherung von Wohngebäuden sind 
Aufräumungskosten in Höhe bis zu 1% der Ver-
sicherungssumme eingeschlossen. 
Unter Aufräumungskosten sind die dem Versiche-
rungsnehmer zur Last fallenden Aufwendungen für das 
Aufräumen der Schadenstätte, soweit diese Kosten nicht 
bei Bewertung der Restwerte durch Anrechnung zur 
Vergütung gelangt sind, und für die Abführung des 
Schuttes und nicht mehr verwendbarer Reste bis zur 
nächsten geeigneten und gestatteten Ablagerungsstätte zu 
verstehen, soweit sie die versicherten Sachen betreffen. 
Unter Abbruchkosten sind die Kosten für einen im 
Schadenfall nötig werdenden Abbruch stehengebliebener 
Teile versicherter Sachen und deren Abführung bis zur 
nächsten geeigneten und gestatteten Ablagerungsstätte zu 
verstehen. 
Unter Feuerlöschkosten sind die Aufwendungen zu 
verstehen, die der Versicherungsnehmer zur Brand-
bekämpfung für geboten halten durfte, soweit sie nicht 
nach Art. 6 ersetzt werden. 

Unter Demontage- und Remontagekosten sind die 
unvermeidlichen Kosten zu verstehen, die nach einem 
Schadenfall dadurch notwendig werden, daß beschädigte 
oder unbeschädigt gebliebene versicherte technische und 
kaufmännische Betriebseinrichtungen demontiert und 
wieder montiert oder sonstwie bewegt oder geschützt 
werden müssen. 
 
(8)  Im Falle von 
a) Kriegsereignissen jeder Art (einschließlich Neutra-

litätsverletzungen) oder inneren Unruhen, und damit 
verbundenen militärischen oder polizeilichen Maß-
nahmen, 

b) Erdbeben, Erdrutsch, Bodensenkung, unterirdischem 
Feuer oder außergewöhnlichen Naturereignissen, 

c) Ereignissen, welche einer schädigenden Wirkung 
durch Kernenergie zuzuschreiben sind 

haftet der Versicherer nur, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, daß der Schaden mit diesen Ereig-
nissen oder deren Folgezuständen weder unmittelbar 
noch mittelbar im Zusammenhang steht. Ist der Ver-
sicherungsnehmer Verbraucher im Sinne des Konsu-
mentenschutzgesetzes (BGBI. 140/79), so obliegt der 
Nachweis dem Versicherer. 
 
 

Artikel  2 
Versicherte Sachen 

 
(1)   Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind nur die 
dem Versicherungsnehmer gehörigen Sachen versichert. 
Versichert sind auch vom Versicherungsnehmer ge-
kaufte Sachen, die ihm unter Eigentumsvorbehalt über-
geben sind, und die dem Versicherungnehmer ver-
pfändeten Sachen. 
Die Versicherung von Arbeitsgerät und Arbeitskleidern 
erstreckt sich auch auf die Sachen der Familienangehö-
rigen und Arbeitnehmer des Versicherungsnehmers, die 
an dem Versicherungsort (Art. 3) ihren Beruf ausüben. 
 
(2)  Geld, unverarbeitete Edelmetalle, ungefaßte Perlen 
und Edelsteine sowie Wertpapiere und Urkunden sind 
nur dann in der Versicherung inbegriffen, wenn dies 
besonders vereinbart ist. 
 
(3)  Bei Gebäuden erstreckt sich die Versicherung, so-
weit nichts anderes vereinbart ist, auf den B a u w e r t. 
Zum Bauwert eines Gebäudes gehört der Wert aller 
Baubestandteile einschließlich der unter Erdniveau 
befindlichen Fundamente oder Grundmauern und tragen-
den Kellermauern. 
 
Als Baubestandteile im Sinne dieser Bedingungen gelten 
auch Elektroinstallationen, Gasinstallationen und Was-
server- und -entsorgungsanlagen samt dazugehörigen 
Meßgeräten, Beheizungs-, Sanitär- und Blitzschutz-
anlagen sowie Aufzüge, sofern die angeführten Baube-
standteile dem Hauseigentümer gehören. 
Bei landwirtschaftlichen Gebäuden gelten Elektroin-
stallationen, Gasinstallationen und Wasserver- und -ent-
sorgungsanlagen samt dazugehörigen Meßgeräten, 
Beheizungs-, Sanitär- und Blitzschutzanlagen sowie 
Aufzüge als versichert, sofern die angeführten Baube-
standteile nicht gewerblichen Zwecken dienen und sich 
deren Ausschluß nicht vertraglich ergibt. 
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Soweit Gebäude industriell oder gewerblich genutzt 
werden, auch bei Bürogebäuden, Krankenhäusern, 
Sanatorien, Kuranstalten, Hotels, Pensionen, Bädern, 
Sportanlagen und Veranstaltungshallen zählen Elektro-
installationen, Gasinstallationen und Wasserver- und -----
entsorgungsanlagen samt dazugehörigen Meßgeräten, 
Beheizungs- und Sanitäranlagen sowie Aufzüge und Ma-
schinenfundamente nicht zu den Baubestandteilen, 
sondern zur technischen Betriebseinrichtung. 
 
(4)  Ist der Wohnungsinhalt zusammen mit anderen 
Sachen in derselben Polizze versichert, so gelten hin-
sichtlich der Feuerversicherung des Wohnungsinhalts die 
bezüglichen Bestimmungen der Allgemeinen Be-
dingungen für Haushaltversicherungen (ABH). 
 
 

Artikel  3 
Versicherungsort 

 
Bewegliche Sachen sind nur in den Räumen versichert, 
die in der Polizze bezeichnet sind (Versicherungsort). 
Werden sie daraus entfernt, so ruht der Versiche-
rungsschutz. Ist die Entfernung nicht nur vorübergehend, 
so erlischt insoweit auch der Versicherungsvertrag. 
 
 

Artikel  4 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im 

Schadenfall 
 

(1)  Der Versicherungsnehmer hat im Falle eines 
drohenden Schadens oder eines eingetretenen Schadens, 
für den er Ersatz verlangt, folgende Obliegenheiten: 
a) Er hat nach Möglichkeit für die Abwendung und 

Minderung des Schadens zu sorgen und dabei die 
Weisungen des Versicherers zu befolgen; gestatten es 
die Umstände, so hat er solche Weisungen ein-
zuholen. Wegen des Ersatzes der Aufwendungen 
siehe Art. 6. 

b) Er hat spätestens innerhalb dreier Tage, nachdem er 
von dem Schaden Kenntnis erlangt hat, dem Ver-
sicherer sowie der Sicherheitsbehörde schriftlich oder 
mündlich Anzeige zu erstatten. 

c) Falls versicherte Sachen beim Schaden abhanden ge-
kommen sind (Art. 1 (6) lit. a), hat er der Sicher-
heitsbehörde innerhalb dreier Tage, nachdem er den 
Verlust festgestellt hat, eine Aufstellung der fehlen-
den Gegenstände einzureichen; weiters hat er die zur 
Wiedererlangung geeigneten Maßnahmen zu treffen. 

d) Er hat dem Versicherer, soweit es ihm billigerweise 
zugemutet werden kann, jede Untersuchung über die 
Ursache und Höhe des Schadens und über den Um-
fang seiner Entschädigungspflicht zu gestatten, auf 
Verlangen jede hiezu dienliche Auskunft zu Proto-
koll zu geben oder schriftlich zu erteilen und Belege 
beizubringen. 

 Auf Verlangen muß er ferner innerhalb einer ange-
messenen Frist, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muß, ein von ihm unterschriebenes Verzeichnis 
der am Schadentag vorhandenen, der vom Schaden 
betroffenen und der abhanden gekommenen Sachen, 
und zwar nach Möglichkeit  unter Angabe ihres 
Wertes unmittelbar vor dem Schadenfall, auf seine 
Kosten vorlegen. Bei Gebäudeschäden muß er auf 
Verlangen einen beglaubigten Grundbuchauszug 

nach dem Stand vom Tage des Schadens auf seine 
Kosten beibringen. 

Die Frist für die Erstattung der Anzeige nach lit. b bzw. 
die Beibringung der Aufstellung und Verzeichnisse nach 
lit. c und d wird durch die Absendung gewahrt. 
e) Er darf den durch den Schadenfall herbeigeführten 

Zustand, solange der Schaden nicht ermittelt ist, ohne 
Zustimmung des Versicherers nicht verändern, es sei 
denn, daß eine solche Veränderung zum Zwecke der 
Schadenminderung oder im öffentlichen Interesse 
geboten ist. 

 
(2)  Der Versicherungsnehmer hat alle schriftlichen und 
mündlichen Angaben im Zuge der Schadenerhebung dem 
Versicherer richtig und vollständig zu machen. 
 
(3)  Verletzt der Versicherungsnehmer eine der 
vorstehenden Obliegenheiten, so ist der Versicherer von 
der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß die 
Verletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruht. 
Bei grobfahrlässiger Verletzung der unter Abs. 1 ange-
führten Obliegenheiten bleibt der Versicherer zur Lei-
stung insoweit verpflichtet, als die Verletzung keinen 
Einfluß auf die Feststellung des Schadenfalles oder auf 
die Feststellung oder den Umfang der Entschädigungs-
leistung gehabt hat. Bei grobfahrlässiger Verletzung der 
unter Abs. 1 lit. a bestimmten Rettungspflicht bleibt der 
Versicherer insoweit verpflichtet, als der Umfang des 
Schadens auch bei gehöriger Erfüllung dieser Obliegen-
heit nicht geringer gewesen wäre. 
Ist die Anzeige des Schadens bei der Sicherheitsbe-hörde 
unterblieben, so kann die Entschädigung bis zur 
Nachholung dieser Anzeige verweigert werden. Wurde 
das Abhandenkommen von Sachen der Sicherheitsbe-
hörde nicht oder nicht rechtzeitig angezeigt, so kann die 
Entschädigung nur für diese Sachen verweigert werden. 
 
 

Artikel  5 
Ersatzleistung 

 
(1)  Der Ermittlung der Ersatzleistung wird unbeschadet 
der Bestimmungen des Art. 10 ABS der Versiche-
rungswert zur Zeit des Eintrittes des Schadenfalles 
(Ersatzwert) zugrundegelegt, bei beschädigten Sachen 
der Unterschied zwischen diesem Wert und dem Wert 
der Reste, bei dessen Ermittlung die Verwendbarkeit der 
Reste für die Wiederherstellung zu berücksichtigen ist. 
Auf die Bewertung von Gebäuderesten bleiben behörd-
liche Wiederaufbaubeschränkungen ohne Einfluß. 
 
(2)  Als Ersatzwert gelten: 
a) Bei Gebäuden der ortsübliche Bauwert unter Abzug 

eines dem Zustande des Gebäudes, insbesondere dem 
Alter und der Abnützung entsprechenden Betrages; 
wenn das Gebäude nicht innerhalb dreier Jahre, 
gerechnet vom Schadentag, wieder aufgebaut wird, 
ist höchstens dessen Verkehrswert (bei Teil-schäden 
dessen anteiliger Verkehrswert) zu ersetzen. Bei 
Ermittlung des Verkehrswertes bleibt der Wert des 
Grundstückes außer Ansatz; 

b) Bei Gebrauchsgegenständen, Arbeitsgeräten, Ma-
schinen und sonstigen technischen Einrichtungen die 
Wiederbeschaffungskosten unter billiger  Berück-
sichtigung der aus dem Unterschied zwischen alt und 
neu sich ergebenden Wertminderung; 
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c) Bei Waren, die der Versicherungsnehmer herstellt (in 
Arbeit befindlichen und fertigen Fabrikaten), die 
Kosten der Neuherstellung, höchstens jedoch deren 
Verkaufspreis, abzüglich der ersparten Kosten; 

d) Bei Waren, mit denen der Versicherungsnehmer 
handelt, bei Rohstoffen, die der Versicherungs-
nehmer für die Erzeugung von Waren beschafft hat, 
sowie bei Naturerzeugnissen die Kosten der 
Wiederbeschaffung bei Eintritt des Schadenfalles 
höchstens jedoch deren Verkaufspreis, abzüglich der 
ersparten Kosten. 

 Maßgebend sind die Preise (soweit sich Marktpreise 
gebildet haben, die Marktpreise) zur Zeit des Eintrittes 
des Schadenfalles sowie die Kosten der Neuherstellung 
zur Zeit des Eintrittes des Schadenfalles. 

 Ergibt sich bei Gebäuden, Maschinen, technischen Ein-
richtungen und Waren ein geringerer Wert aus dem Um-
stand, daß sie infolge einer nicht durch den Schadenfall 
verursachten Beschädigung, infolge Veralterung oder 
dauernden Betriebsstillstandes schon dauernd entwertet 
waren, so gilt der geringere Wert als Ersatzwert. 

 Für die Wiederherstellung gemäß lit. a genügt es, wenn 
für zerstörte oder beschädigte Gebäude wieder Gebäude 
hergestellt werden, die dem gleichen Betriebszweck 
dienen. Gebäude, die sich bei Eintritt des Schadenfalles 
in Bau befinden oder bereits errichtet sind, gelten nicht 
als Wiederherstellung. Weist der Versicherungsnehmer 
nach, daß die Wiederherstellung an der bisherigen Stelle 
behördlich verboten ist, so genügt die Wiederherstellung 
an anderer Stelle desselben Gemeindegebietes. 
e) Bei Wertpapieren mit amtlichem Kurs der Kurswert 

der letzten, vor dem Schadenfall erfolgten Notierung 
bzw. bei sonstigen Wertpapieren der Marktpreis; 

 bei Einlagebüchern mit Klausel (Losungswort) die 
Kosten des Aufgebotsverfahrens und bei Einlage-
büchern ohne Klausel der Betrag des Guthabens. 

 
(3)  Bei Sachen von historischem oder künstlerischem 
Wert, bei denen die Alterung im allgemeinen zu keiner 
Entwertung führt, wird der Verkehrswert vergütet. 
 
(4)  Ein persönlicher Liebhaberwert wird bei Ermittlung 
des Ersatzwertes nicht berücksichtigt. 
 
(5)  Bei zusammengehörigen Einzelsachen wird die all-
fällige Entwertung, welche die unbeschädigt gebliebe-
nen Einzelsachen durch die Beschädigung, Zerstörung 
oder das Abhandenkommen der anderen erleiden, nicht 
berücksichtigt. 
 

Artikel  6 
Ersatz der Aufwendungen 

 
(1)  Aufwendungen, auch erfolglose, die der 
Versicherungsnehmer im Schadenfall zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens für geboten halten durfte, 
hat der Versicherer zu ersetzen. Darunter fallen aber 
nicht Aufwendungen, die durch Gesundheitsschädi-
gungen bei Erfüllung der Rettungspflicht verursacht 
werden. Auch für Leistungen der im öffentlichen 
Interesse bestehenden Feuerwehren oder anderer zur 
Hilfe Verpflichteter wird ein Einsatz nicht gewährt. 
 
(2)  Zu Vorschüssen ist der Versicherer nicht verpflichtet. 
Der Ersatz für Aufwendungen und die Entschädigung 
dürfen zusammen die Versicherungs-summe nicht 
übersteigen, soweit die Aufwendungen nicht auf 

Weisung des Versicherers erfolgt sind. Bei einer 
Unterversicherung sind die Aufwendungen nur in 
demselben Verhältnis zu ersetzen wie der Schaden. 
 
 

Artikel  7 
Unterversicherung 

 
Ergänzung zu Art. 10 (2) ABS: 
Außerhalb des Versicherungsortes (Art. 3) befindliche 
Sachen sind bei der Berechnung der Unterversicherung 
nur dann zu berücksichtigen, wenn der Versicherer 
zufolge besonderer Vereinbarung auch außerhalb des 
Versicherungsortes für sie haftet. 
Bei Wohngebäuden wird im Schadenfall eine Unter-
versicherung nicht berücksichtigt, soweit sie nicht 5 
Prozent der versicherten Summe übersteigt. 
 
 

Artikel  8 
Sachverständigenverfahren 

 
Ergänzung zu Art. 11 (2) lit. b ABS: 
Die Feststellung der beiden Sachverständigen muß den 
Ersatzwert sowie den Wert der Reste der vom Schaden 
betroffenen Sachen enthalten (Art. 5). Die Feststellung 
muß auf  Verlangen einer der beiden Parteien auch ein 
Verzeichnis der versicherten, vom Schaden nicht betrof-
fenen Sachen mit ihrem Ersatzwert enthalten. 
 
 

Artikel  9 
Zahlung der Entschädigung 

 
Ergänzung zu Art. 13 ABS: 
Für Gebäude, die zur Zeit des Schadenfalles mit 
Hypotheken, Reallasten oder Rentenschulden belastet 
sind, wird die Entschädigung nur gezahlt, soweit ihre 
Verwendung zur Wiederherstellung gesichert ist. Die 
Zahlung wird vorbehaltlos geleistet, wenn die am Scha-
dentag eingetragenen Realgläubiger innerhalb eines 
Monates, nachdem sie von der Absicht verständigt 
wurden, ohne Sicherung der bestimmungsmäßigen Ver-
wendung des Geldes auszuzahlen, nicht widersprochen 
haben. Seitens der Realgläubiger, die ihr Pfandrecht beim 
Versicherer angemeldet haben, bedarf es zur vor-
behaltslosen Auszahlung der schriftlichen Zustimmung. 
 
 

Artikel  10 
Rechtsverhältnis nach dem Schadenfall 

 
(1)  Gemäß § 67 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) 
geht für den Fall, daß dem Versicherungsnehmer ein An-
spruch auf Ersatz des Schadens gegen einen Dritten zu-
steht, der Anspruch auf den Versicherer über, soweit 
dieser dem Versicherungsnehmer den Schaden ersetzt. 
Wenn sich der Ersatzanspruch des Versicherungsneh-
mers gegen einen Wohnungsmieter des versicherten 
Wohngebäudes, einen Familienangehörigen im Sinne des 
§ 67 (2) VersVG oder einen Hausangestellten des 
Wohnungsmieters richtet, verzichtet der Versicherer auf 
seinen Regreßanspruch, soweit der Mieter die Prämie für 
das versicherte Wohngebäude zum Zeitpunkt des 
Schadenfalles ganz oder teilweise getragen und der Re-
greßpflichtige den Schaden weder vorsätzlich noch grob-
fahrlässig im Sinn des § 61 VersVG herbeigeführt hat. 
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(2)  Ergänzung zu Art. 14 ABS: 
Vom Schadentag an vermindert sich die Versiche-
rungssumme für den Rest der Versicherungsperiode um 

den Betrag der Entschädigung. Für spätere Versiche-
rungsperioden  gelten wieder die ursprüngliche Ver-
sicherungssumme und Prämie, wenn sich nicht aus den 
Umständen etwas anderes ergibt. 

 
Genehmigt mit Bescheid des Bundesministeriums für Finanzen vom 5. Oktober 1984, GZ 90 1400/1-V/6/84. 

 


